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Genf In den vergangenen zwei
Jahren ist die Zahl derTabak-Nut-
zerinnenund -NutzernachSchät-
zungen der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) weltweit um
19MillionenMenschengesunken.
Sie schätzt die Gesamtzahl heute
auf 1,25MilliardenMenschen.Eu-
ropa sei ein Sorgenkind, sagte der
WHO-Direktor für Gesundheits-
förderung, Rüdiger Krech. Dort
sei die Rate der tabakkonsumie-
renden Frauen teils doppelt so
hoch wie im globalen Durch-
schnitt. Tabaknutzung schliesst
das Rauchen, aber auch etwaTa-
bakkauen und Tabakschnupfen
ein. Die WHO befasst sich auch
mit E-Zigaretten. Sie lehnt diese
ebenso als gesundheitsgefähr-
dend ab wie Tabakprodukte.

In Europa konsumieren aktu-
ell 25,3 Prozent der erwachsenen
Personen Tabakprodukte. 2030
dürften imSchnitt allerLänderder
Region Europa noch 23 Prozent
der Menschen Tabak nutzen –
mehr als in jeder anderen Region.
In der Schweiz nutzten laut dem
Bericht 2022 rund eine von vier
(25,5 Prozent) der über 15-jähri-
gen Personen Tabak. Als Trend
gibt dieWHO für die Schweiz an,
dass einRückgangwahrscheinlich
erreicht werde. (SDA)

Europa wird zum
Sorgenkind beim
Tabakkonsum

Ständerat Die SBB sollen für den
Schuldenabbau einen einmali-
gen Kapitalzuschuss erhalten.
Die Finanzkommission des
Ständerats will den vomNatio-
nalrat beschlossenenBetragvon
1,15 Milliarden Franken auf
600 Millionen Franken kürzen.

Die Finanzkommission fällte
diesen Entscheid im Entwurf
zurÄnderung des SBB-Gesetzes
mit Stichentscheid des Präsi-
denten Jakob Stark (SVP, TG),
wie die Parlamentsdienste ges-
ternmitteilten. Über denAntrag
wird nun die federführendeVer-
kehrskommission und an-
schliessend die kleine Kammer
diskutieren.

Die knappeMehrheitwill den
ausserordentlichen und einma-
ligen Kapitalzuschuss des Bun-
des an die SBB um550Millionen
Franken kürzen. (SDA)

Corona-Zustupf
für SBB soll
reduziert werden

Markus Brotschi

Die Initiative für eine 13. AHV-
Rente kommt bei den Stimmbe-
rechtigten gut an. Überraschend
ist nicht nur die konstant hohe
Zustimmung, sondern auch der
geringe Anteil an Unentschlos-
senen in der jüngsten Tamedia-
Umfrage. 40TagevorderAbstim-
mung scheinen die Meinungen
gemacht. Trotzdem dürfte der Ja-
Anteil von aktuell 71 Prozent in
den kommendenWochen abneh-
men. Denn während die Gewerk-
schaften schon seit Monaten ihre
Argumente für den AHV-Ausbau
verbreiten,wird ab der kommen-
den Woche die millionenschwe-
re Nein-Kampagne der Gegner
ausgerollt.

Von sinkenden Zustimmungs-
werten geht auch der Politologe
FabioWasserfallenvomUmfrage-
institut Leewas aus. Selbst wenn
bei derTamedia-Umfrage nurwe-
nige keine gefestigteMeinunghat-
ten, könnten manche noch ins
Nein-Lagerwechseln.«Sonstwäre
die Abstimmung ja bereits gelau-

fen», sagt Wasserfallen. Ein Bei-
spiel dafür ist die Abstimmung
zur AHV-plus-Initiative von 2016,
die eine ErhöhungderRenten um
10 Prozent forderte. 40 Tage vor
der Abstimmung resultierte bei
der Umfrage noch eine Ja-Mehr-
heit von 60 Prozent, am Schluss
wurde das Gewerkschaftsanlie-
genmit fast 60Prozent abgelehnt.

Auf Solothurn, Baselland
und Glarus kommt es an
Diesmal ist die Ausgangslage für
die Gewerkschaften zwar besser.
Selbst wenn es bis zum 3. März
zu einer ähnlichenErosion der Ja-
Stimmenkommtwie 2016,könnte
immernoch ein knappes Ja resul-
tieren.Dochdie grössereHürde ist
fürdie Initiantendas Ständemehr,
das es fürVolksinitiativen braucht.

Dafür müssen sie neben den
sechs Westschweizer Kantonen
und dem Tessin, in denen ein Ja
wahrscheinlich scheint, mindes-
tens fünf Stände in der Deutsch-
schweiz gewinnen.Unverzichtbar
ist eine Ja-Mehrheit in den Kan-
tonen Zürich, Bern und Basel mit

ihren links dominierten Städten.
Zusätzlich müssen mindestens
zwei Stände mit Agglomeratio-
nen und ländlichen Regionen für
die 13. AHV-Rente stimmen.

Entscheidend sein dürften
Kantone wie Solothurn, Basel-
Landschaft, Aargau, Glarus oder
Schaffhausen, sagt Hans-Peter
Schaub, Politologe an der Uni-
versität Bern.Ein schwierigesTer-
rain für die Initianten seien die
Zentral- und Ostschweizer Kan-
tone, die in der Regel für einen

schlanken Staat stimmten und
gegenüber Sozialvorlagen skep-
tisch seien.

Den Gewerkschaften ist die
hoheHürde des Ständemehrs be-
wusst. Sie sehen allerdings bes-
sere Chancen im Vergleich zu
früheren linken Initiativen. «Er-
mutigend ist, dass die Tamedia-
Umfrage keinen Stadt-Land-Gra-
ben zeigt», sagt SGB-Kampagnen-
leiter Urban Hodel. Dies beweise,
dass derKaufkraftverlust auch die
Bevölkerung auf dem Land stark
beschäftige. Gerade für bäuerli-
che undgewerblicheKreise sei die
AHV besonders wichtig.

Die Gegner könnten ihren Ab-
stimmungskampf nun angesichts
der Popularität der 13. AHV-Ren-
te vor allem auf das Scheitern am
Ständemehr ausrichten und ihre
Kampagne auf die Schlüsselkanto-
ne konzentrieren. «Dafür ist es zu
früh», sagt allerdings SVP-Frak-
tionschef Thomas Aeschi. «Wir
wollen der Bevölkerung in den
kommenden Wochen generell
aufzeigen, warum diese Initia-
tive falsch ist.»

Die SVP,welche die Kampagnen-
führung imNein-Lagerhat, setzt
vor allemauf dasAusländerargu-
ment. Schweizer Arbeitnehmen-
de müssten mit ihren Beiträgen
eine zusätzliche Rente für eine
MillionAHV-Bezüger imAusland
finanzieren,warnt Aeschi.

Letztmals scheiterte mit der
Konzernverantwortungsinitiative
(KVI) 2020 einVolksbegehren am
Ständemehr. Andere Initiativen
erhielten sogar noch mehr Stim-
men und scheiterten am Stände-
mehr. 2013 erreichte die CVP-Ini-
tiative für einen Verfassungs-
artikel über die Familienpolitik
54,3 Ja-Stimmen, jedoch lehnten
ihn 13 der 23 Stände ab. Sogar
55,4 Prozent Ja-Anteil erzielte 1970
ein Verfassungsartikel zur Ände-
rungderFinanzordnungdesBun-
des – trotzdemscheiterteman am
Ständemehr (13:10).DieseAbstim-
mung gilt als Referenz dafür, mit
welchem Ja-Anteil das Stände-
mehrpraktisch sicher ist.Mitmin-
destens 56Prozent Ja-Stimmen sei
ein Scheitern amStändemehrsehr
unwahrscheinlich, sagt Schaub.

Ständemehr alsHürde für 13. AHV-Rente
Abstimmung vom 3. März 71 Prozent befürworten laut Umfrage einen Ausbau der AHV. Doch ein Volks-Ja
wird an der Urne nicht reichen. Der Abstimmungskampf fokussiert daher auf die Schweizer «Swing-States».

«Ermutigend ist,
dass die Tamedia-
Umfrage keinen
Stadt-Land-Graben
zeigt.»
Urban Hodel
Kampagnenleiter Schweizerischer
Gewerkschaftsbund (SGB)

ImAlter von 50 Jahren odermehr
Vater werden? Das ist keine Sel-
tenheitmehr.Rund jeder fünfzigs-
te Vater ist bei der Geburt seines
Kindes über 50 Jahre alt. Eine Fol-
gedavon: ImmermehrKindersind
nochminderjährig oder inAusbil-
dung, wenn der Vater – oder sel-
tener die Mutter – pensioniert
wird. Von 1000 Kindern sind es
etwa 7. Für diese Kinder zahlt die
AHV eine Rente. Anspruch haben
Rentnerinnen und Rentner mit
Kindern unter 18 Jahren oder mit
Jugendlichen in Ausbildung bis
zum25.Altersjahr. Laut demBun-
desamt für Sozialversicherungen
werden rund 31’000Kinderrenten
an rund 24’000 Väter und Mütter
ausbezahlt (Stand Dezember
2022). Das sind etwa dreimal so
viele wie 2001. Die Kosten betra-
genmehr als 200Millionen Fran-
ken im Jahr.

Künftig soll das späte Kinder-
kriegen auf eigenes Risiko gehen:
Die Kommission für soziale Si-
cherheit und Gesundheit des Na-
tionalrates (SGK) will die Kinder-
renten abschaffen. Das beschloss
sie mit 16 zu 9 Stimmen. Sie hat
eine Kommissionsmotion einge-
reicht,überdie das Parlament ent-
scheiden wird. Die Änderung soll
nur für neue Renten gelten.AHV-
Rentner mit Kindern, die zusätz-
licheMittel benötigen, sollen über
die Ergänzungsleistungen unter-
stützt werden.

Steigendes Armutsrisiko
Der Bundesrat lehnt die Abschaf-
fung derKinderrenten ab.Erst vor
kurzemhat er die Idee bei derRe-
vision der Witwenrenten noch-
mals geprüft – undverworfen.Der
Bundesrat argumentiert mit dem
Armutsrisiko und der Chancen-
gleichheit: Bei den Minderjähri-
genwürde sich dieArmutsgefähr-
dung von 28 auf 41 Prozent erhö-
hen,bei den jungenErwachsenen
die Bildungschancen sinken.

Im Rentenalter sinke das Ein-
kommen stark, und Rentner hät-
ten keinen Anspruch auf Famili-

enzulagen, schreibt der Bundes-
rat. Der Zweck der Kinderrenten
sei, dass die Eltern derUnterhalts-
pflicht nachkommen könnten.
Eine Möglichkeit wäre eine Sen-
kungderKinderrenten.Allerdings
widersprächedies demGrundsatz,
dass die Leistungen in der AHV
und in der IV gleich hoch seien.

Über die Abschaffung der
Kinderrenten war schon bei der
letzten AHV-Reform diskutiert
worden.Damals liess derBundes-
rat eine Studie über die finanzi-
ellen Verhältnisse erstellen. Das
Ergebnis: Kindermit alten Eltern
leben schon heute öfter in einem
wirtschaftlich schwachenUmfeld
als Kinder mit jüngeren Eltern.
Das Medianeinkommen der be-

troffenenFamilien beträgt gemäss
der Studie rund 55’000 Franken.
Die Hälfte der Familien hat also
mehr Geld, die andere Hälfte we-
niger. Das ärmste Viertel hat we-
niger als 36’800 Franken zurVer-
fügung.Würdendie Kinderrenten
abgeschafft, würde das Median-
einkommen auf 46’900 Franken
sinken. Das ärmste Viertel müss-
te mit maximal 29’900 Franken
auskommen, was unter der Ar-
mutsgrenze liegt.

Die Kritiker der AHV-Kinder-
renten erwidern, Bedürftige er-
hielten ohnehin Ergänzungsleis-
tungen. Sie stören sich auch dar-
an, dass die Kinderrenten höher
sind als die Kinderzulagen,die Er-
werbstätige erhalten. Wer arbei-

tet, erhält je nach Kanton 200 bis
300 Franken pro Kind,wer Rente
bezieht, je nach früheremEinkom-
men doppelt bis dreimal so viel.

Weiter kritisieren die Gegner,
dass AHV-Bezüger, die vor der
Pensionierungviel verdienten,hö-
here Renten für die Kinder erhal-
ten als jene mit geringerem Ein-
kommen – sind doch die Kinder-
renten wie die AHV-Renten vom
früheren Einkommen abhängig.

Thailand als beliebtes Ziel
Ins Gewicht fallen die Kinderren-
tenvor allem fürPensionierte, die
in Ländern mit tiefen Kosten le-
ben.Beliebt istThailand: Dort las-
sen sich immer mehr Schweizer
Rentner nieder – und gründen

zum Teil nochmals eine Familie.
FürKinderrentenvon Schweizern
in Thailand gibt die AHV jährlich
über 4 Millionen Franken aus.

Rund zwei Drittel der Kinder-
renten gehen jedoch an Rentner
mit Wohnsitz in der Schweiz. Die
durchschnittlicheKinderrente,die
ins Ausland fliesst, beträgt rund
400 Franken, jene in der Schweiz
rund 730 Franken. Die meisten
Kinderrenten im Ausland erhal-
ten Schweizer. Ausländische
Staatsangehörige, die in der
Schweiz gearbeitet haben und
nach der Pensionierung ins Hei-
matland zurückkehren, machen
einen kleinen Teil aus.

Charlotte Walser

Kein AHV-Geldmehr für Kinder von Rentnern
Umstrittene Kinderrenten Wer im Pensionsalter noch kleine Kinder hat, erhält Zusatzgeld von der AHV.

Wer im hohen Alter noch Kinder hat, kriegt grosszügige Zusatzrenten. Foto: Getty Images

SVP-Anlass Ab kommendem Jahr
wird es keine Albisgüetli-Rede
mit Alt-Bundesrat Christoph
Blochermehrgeben. «Meine Re-
dezeit ist abgelaufen», sagte er
gestern vor rund 1000 SVP-Mit-
gliedern. Jahr für Jahr, 36-mal,
hat der SVP-VordenkerChristoph
Blocher seine programmatische
Rede auf dem Albisgüetli am
Fuss des Uetlibergs gehalten.
Und als er kurz nach 20 Uhr fer-
tig war, überraschte er alle An-
wesenden.

Nach dieser Ankündigung
stimmte er ein Lied an, mit der
Melodie des «Schacher Seppli».
Den Text hatte er allerdings
leicht abgewandelt. «Ich bin de
Blocher Stöffeli». Auchwenn er
sich nicht mehr auf die Bühne
stellenwerde,wolle er aber den-
noch weiterkämpfen. «Solange
ich noch kann.» (SDA)

Blocher wird keine
Albisgüetli-Rede
mehr halten


